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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Deutschland ist kein 
Einwanderungsland 
jj°J0rt nach seiner Rückkehr aus dem 

r,aub im September will der Parteivorsit- 
i?de» Bundeskanzler Helmut Kohl, mit den 
CLarteiführungen von SPD und FDP spre- 
lohl' ^nem*: Asylrecht und die dringend 
Q ^endige Änderung des Paragraphen 16 
tyruidgesetz. Helmut Kohl: Es gibt keinen 

e8> der daran vorbeiführt. 

^ dle Bundesrepublik Deutschland aufgrund 
rer ökonomischen und sozialen Verhältnisse 

^ Schon aufgrund der Übervölkerung in weiten 
eS!onen — „mit Sicherheit kein Einwande- 

^.nBsland" ist, wir also die Probleme anderer 
b
ander nicht in Deutschland lösen können, 

c,eibe nur die Möglichkeit, wirtschaftlich schwa- 
. en Völkern Hilfe zur Selbsthilfe zu leisten. 

Cfl S° konne das eigentliche Recht auf Asyl 
be

d die Bereitschaft der Bürger in diesem Land 
wahrt werden, aus religiösen, politischen oder 
Ss'schen Gründen Verfolgten eine Heimstatt 

Jj geben. 
^°Cri vor dem EG-Gipfel im Dezember in 
^stricht wird die Bundesregierung zusammen 
kQ

den europäischen Partnern Vorlagen für ein 
Obirueit verhindliches Asylrecht erarbeiten. Hel- 
lan,   ohl: Man kann das Problem in Deutsch- k 
\^y Ur*d in Frankreich nicht anders lösen als iii_ 

letl oder in Großbritannien. 
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pro Verpackungseinheit: 36, — DM. 
Bestellungen an: IS-Versandzentrum, 
Postfach 1328, 4804 Versmold 
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Ostdeutsche 
Chemiestandorte 
bleiben erhalten 
Die ostdeutschen Chemie- 
standorte Leuna, Buna, Bit- 
terfeld, Wolfen, Bohlen und 
Zeitz werden erhalten blei- 
ben. Dafür hat sich die Treu- 
hand-Leitungsgruppe Chemie 
in einem Bericht an den Vor- 
stand der Treuhand und die 
Landesregierung von Sach- 
sen-Anhalt ausgesprochen. 
Nach dem Bericht könnten 
20.000 Arbeitsplätze im Kern- 
bereich der chemischen Indu- 
strie gerettet werden. 

BP investiert 105 
Millionen Mark in 
Ostdeutschland 
Die Deutsche BP AG (Ham- 
burg) will in diesem Jahr etwa 
105 Millionen DM für den 
Bau von 17 Großtankstellen 
in Ostdeutschland investie- 
ren. Bis 1995 strebt das Unter- 
nehmen die Errichtung von 
mehr als 100 Stationen in den 
neuen Bundesländern an. 65 
Prozent der Aufträge zur 
Errichtung der Tankstellen 
sollen an einheimische Unter- 
nehmen vergeben werden.   • 

Schon über 120 
Bosch-Dienste 
Das Netz der Bosch-Dienste 
in den fünf neuen Bundeslän- 
dern wird von Monat zu 
Monat enger geknüpft. Bis 
Ende 1991 wird sich die Zahl 
der Bosch-Vertragspartner 
von derzeit 120 auf 200 selb- 
ständige mittelständische 
Handwerksbetriebe erhöhen. 
Wie Bosch in Stuttgart weiter 
mitteilte, investieren die 

Nachrichten 
aus den 
neuen Ländern 

neuen Bosch-Dienste durch- 
schnittlich jeweils 300.000 
DM in Gebäude, Ausrüstung 
und Schulung. Innerhalb kür- 
zester Zeit würden auf diese 
Weise von den Bosch-Part- 
nern über 60 Millionen DM 
in den neuen Bundesländer 
zum Aufbau eines modernen 
Kundendienstnetzes inve- 
stiert. Bei durchschnittlich 
zehn Mitarbeitern pro Betrieb 
entstünden so über 2.000 qua- 
lifizierte Arbeitsplätze. 

In Zwickau geht es 
voran 
Innerhalb von nur zwölf 
Monaten haben sich in Zwik- 
kau 5.000 neue Firmen eta- 
bliert. Damit hat sich die Zahl 
der Betriebe in Stadt und 
Umgebung mehr als verdrei- 
facht. Daran hängen ein Inve- 
stitionsvolumen von über 100 
Millionen Mark und 26.000 
Arbeitsplätze. 

Erdgas-Fernleitung 
von Bayern nach 
Thüringen in Betrieb 
Eine neue Erdgasleitung von 
Bayern nach Thüringen ist in 
Römhild bei Suhl in Betrieb 
gegangen. Nach der Anbin- 
dung des Raumes Sonneberg 
an das nordbayerische Erd- 
gasnetz Ende April wird der 
Südthüringer Raum jetzt über 
zwei Fernleitungen mit dem 
Brennstoff versorgt. Bis 1995 
will die Contigas AG (Mün- 
chen) mit ihren drei thüringi- 

schen Töchtern rund 80 Pr 

zent der Thüringer Kom^' 
nen Erdgas liefern und sie 
auch an Stadtwerken beten1' 
gen. Nach Angaben des 
Unternehmens sind dazu 
Investitionen von rund 9° 
Millionen DM vorgesehen 

Ost-Renten um ruflj 
75 Prozent gestiegeD 

Nach der Rentenerhöhung 
zum 1. Januar und 1. JuU 

ses Jahres um je 15 Pr°zen' 
beträgt die durchschnittl'cn 

Rente in den neuen Bundes- 
ländern 864 DM im M°nf,ef. 
Nach Berechnungen des 
bandes der Deutschen ReI\ 
tenversicherungsträger sin 
die Ost-Renten seit Inkrai» 
ten der Währungs-, Wirt' 
schafts- und Sozialunion u 
rund 75 Prozent gestiegen- 

Kindergartenkindef 

in den neuen Ländef 

unfallversichert 
Kindergartenkinder in den 
neuen Bundesländern ste«1 

schon rückwirkend ab 
1. Januar 1991 unter deni 
Schutz der gesetzlichen Sc 
ler-Unfallversicherung- w 

der Bundesverband der    ^ 
Unfallversicherungsträger ^ 

öffentlichen Hand (BAÖ dje 
mitteilte, müssen Unfall» 
sich auf dem Weg zum N

1 

dergarten oder im Kinde^ 
ten selbst ereignet haben- 
zuständigen Unfallversicn ^ 
rungsträger gemeldet we 
Zuständig sind die in den 
neuen Bundesländern ern 
teten Gemeindeunfallver 

cherungsverbände. Die 
Anpassung an das Unfa      , 
sicherungsrecht war zun     g 
Anpassung an das ünfaJcjtft 

erst für 1992 geplant. 
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Wolfgang Schäuble: 

Vorschläge und Bemühungen zur 
Lösung der Asylproblematik 

Ylt haben in den letzten sieben Mona- I 
.en die höchste Zahl der Asylsuchen- 
S1 «n der Geschichte der Bundesrepu- 
^k Deutschland zu verzeichnen: 
jSiar 1991 16 058 Personen 
Hruar 1991 14 099 Personen 
^ärz 1991 13 895 Personen 
f pril 1991 16 015 Personen 
^ai 1991 14 213 Personen 
"Jini 1991 16 554 Personen 
JUli 199! 22 093 Personen 

[^gesamt 112.828 Ausländer haben 
,sher einen Asylantrag gestellt, 

S&nüber 97988 Personen im Ver- 
*)e»chszeitraum des Vorjahres. Dies ist 
^ Zunahme von 15 Prozent. Wir 
Jjussen daher in diesem Jahr mit mehr 
,s 200 000 Asylbewerbern rechnen. 

I n dieser Feststellung hat sich Bundes- 
nnenminister Wolfgang Schäuble in der 
bellen Asyldiskussion zu Wort gemel- 

7
et und auf einer Pressekonferenz am 
• August 1991 in Bonn im einzelnen 
^ erklärt: 

ei der Entwicklung des Asylbewerberzu- 
J?ngs haben politische Verfolgungen als 
. Uchtrnotive nur noch marginale Bedeu- 
. n8- Überwiegend sind wirtschaftliche 
^tive der Grund, einen Asylantrag zu 
d   en. um zumindest ein vorübergehen- 

es Aufenthaltsrecht zu erwirken. 
j>1? Zugangsentwicklung wird von einer 

eine von Faktoren beeinflußt: 
tyT wird einmal beeinflußt durch das 

Schafts- und Sozialgefälle. Experten 

der OECD befürchten für die kommen- 
den Jahre „eine massive Gefahr der Aus- 
wanderung junger osteuropäischer Arbei- 
ter, die eine Beschäftigung suchen, in 
Richtung Westeuropa". 
Die Zugangsentwicklung wird auch 
davon beeinflußt, welche Möglichkeiten 
und Aussichten der betreffende Auslän- 
der sieht, die Einreise in die Bundesrepu- 
blik Deutschland zu erreichen. Auf 
Grund unserer Verfassungsrechtslage 
sind Möglichkeiten, Ausländer, die eine 
politische Verfolgung behaupten, an den 
Grenzen abzuweisen, praktisch nicht 
gegeben, und zwar auch dann nicht, 

„Ich persönlich halte seit 
Jahren eine Änderung des 
Artikels 16, Abs. 2, Satz 2 
des Grundgesetzes für erfor- 
derlich." 

wenn die Einreise aus einem Drittstaat 
erfolgt, in dem der Ausländer keine poli- 
tische Verfolgung zu befürchten hat. 
Von Bedeutung ist auch die Arbeits- und 
Sozialsituation, die den Ausländer nach 
seiner Einreise erwartet. 
Erhebliche Bedeutung kommt weiterhin 
dem Umstand zu, welche Faktoren geeig- 
net sind, eine Erwartungshaltung zu ver- 
stärken, auch im Falle der rechtskräftigen 
negativen Entscheidung über den Asylan- 
trag letztlich hierbleiben zu können. 
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Heilloses Durcheinander 
Zu den Äußerungen aus der SPD 
zur Asylproblematik erklärte Gene- 
ralsekretär Volker Rühe: 
Die SPD ist in der Asylpolitik völlig 
konfus und zerstritten. Während ihr 
Parteivorsitzender Björn Engholm 
und der saarländische Innenminister 
Läpple sich für eine Quotenregelung 
aussprechen, lehnt der nordrhein- 
westfälische Innenminister Schnoor 
jede Veränderung des geltenden Asyl- 
rechts ab. Der Bremer Bürgermeister 
Wedemeier wiederum ist für eine 
Änderung des Artikel 116 GG. Dieses 
heillose Durcheinander ist unverant- 
wortlich und wird der sich immer dra- 
matischer zuspitzenden Situation in 

keiner Weise gerecht. Der SPD-Vorsit- 
zende Engholm ist jetzt aufgerufen, 
Licht in dieses Dunkel der SPD zu 
bringen. Seine Führungskraft wird 
sich daran erweisen, inwieweit es ihm 
gelingt, vor dem Gespräch zwischen 
den Koalitonsparteien und der SPD 
für eine klare und unmißverständlich6 

Position seiner Partei zu sorgen. Mit 
taktischen Winkelzügen ist die Situa- 
tion nicht in den Griff zu bekommen- 

Im Interesse des ganzen Landes und 
vor allem der tatsächlich politischen 
Verfolgten ist vielmehr eine schnelle 
Entscheidung über wirksame Maßn^n* 
men gegen den Mißbrauch des Asyl* 
rechts unverzichtbar. 

Der hohe Zugang an Asylbegehrenden 
trifft in erster Linie die Kommunen, 
denen die Unterbringung dieser Personen 
obliegt. Er betrifft aber auch zum Beispiel 
die Personen, deren Kinder keinen Sport- 
unterricht mehr haben, weil Turnhallen 
durch die Kommunen belegt werden 
mußten, denn viele Kommunen wissen 
nicht mehr, wo sie Asylbewerber sonst 
unterbringen können. 

Eine Abweisung Asylsuchender, wie sie 
etwa Bremen praktiziert hat, ist rechtlich 
nicht zulässig und auch politisch keine 
Lösung des Problems. 

Die Forderung nach einem Einwande- 
rungsgesetz mit einer Quotenregelung bei 
einem unveränderten Artikel 16 Grundge- 
setz (GG) läßt — bewußt oder unbewußt 
— außer Betracht, daß bei einer solchen 
Regelung alle Personen, die nicht unter 
das Einwanderungsgesetz fallen, sich auf 
Artikel 16 Grundgesetz (GG) berufen 

können. Zur Einwanderungsquote kä 
daher noch eine nicht bestimmbare Za 

von Asylbegehrenden hinzu. Dies ist 
keine Lösung. 

Äußerungen maßgeblicher Politiker d 
SPD, 30 bis 40 Prozent der abgelehnte 
Asylbewerber „würden entsprechend 
Genfer Flüchtlingskonvention als sog6' 
nannte De-facto-Flüchtlinge anerkann.^ 
weil ihnen Gefahr für Leib und Leben 
Heimatland drohe", verkennen die 
Rechtslage. Auch die Genfer Konvent 
geht, genau wie Artikel 16 Grundgese 
(GG), von einer Verfolgung aus best«* 
ten — nämlich politischen Gründe«  : 
aus. 

Im Asylverfahren beim Bundesamt wer 
den seit einiger Zeit sowohl die Asy 
rechtigung nach Artikel 16 Grundges 
(GG) als auch die Frage des Vorliege«^ 
der Voraussetzungen des Artikel 33 
1 der Genfer Flüchtlingskonvention l 
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Pichend § 51 Ausländergesetz) geprüft, 
as heißt das Verbot, einen Ausländer in 
'nen Verfolgerstaat abzuschieben. An 
er Anerkennungsquote hat diese Rechts- 
nderung keine entscheidende Verände- 
re bewirkt. 

!ne Aufenthaltsermöglichung aus huma- 
nen Gründen hat nichts mit Artikel 16 

rundgesetz (GG) und auch nichts mit 
er Genfer Flüchtlingskonvention zu tun, 
°ndern ist letztlich eine politische Ent- 

Scheid lung. 

§PD will ablenken 
ch halte es nicht für hilfreich, sondern 
yUr für eine Ablenkung, wenn der SPD- 
^rsitzende Engholm und der Bremer 
. .Ur8ermeister Wedemeier nun das ohne- 

*n schwierige Problem der Ausländer- 
^ Asylpolitik auch noch mit der Frage 
er Aufnahme deutscher Aussiedler ver- 

a 
en8en. Es erschwert nur die Lösung der anste- 

% 
tuenden Probleme. 

sollten die Deutschen in den Aus- 
ledlungsgebieten nicht erneut beunruhi- 

,Ä
en und damit eine Torschlußpanik aus- 

'ösen. 

b
u.nd und Länder haben in den letzten 
e,den Jahren mit dem Eingliederungsan- 

Jjassüngsgesetz und dem Aussiedlerauf- 
^hmegesetz einen Konsens gefunden, 
r nicht in Frage gestellt werden sollte. 
er Aussiedlerzuzug hat sich inzwischen 

v rstetigt und beruhigt. Gegenüber dem 
X?"Jahresvergleichszeitraum nat sicn die 
Q hl um mehr als die Hälfte verringert 
j ^uar - Juli 1991: 130 830; Januar - 

'i 1990: 281 828). Ich warne dringend 
{vV°r> dies alles durch eine unüberlegte 

gen       0n und mit nicnt zu Ende 

auf
achten Lösungsvorschlägen wieder 

ts Spiel 
0 

zu setzen. 

de!?** wichtigstes Ziel bleibt, den noch i 
"" Aussiedlungsgebieten lebenden 

Deutschen zu helfen, dort gute Lebens- 
chancen und dauerhafte Perspektiven für 
sich und ihre Kinder zu finden. Die ange- 
laufenen vielfältigen Hilfsmaßnahmen 
der Bundesregierung und einiger Länder 
werden ihre Wirkung nicht verfehlen. 

Unsere Bemühungen bleiben aber nur 
dann glaubwürdig, wenn wir den Deut- 
schen in Ost- und Südosteuropa die Ent- 
scheidung zwischen Bleiben oder Gehen 
offenhalten. 

Deshalb kommt für die Bundesregierung 
eine Änderung des Art. 116 Grundgesetz 
(GG) nicht in Betracht. Sie wird aber den 
Entwurf eines Kriegsfolgenbereinigungs- 
gesetzes vorlegen, um die Bestimmungen 
einiger Kriegsfolgengesetze an das jetzt 
Notwendige anzupassen. Andere Kriegs- 
folgengesetze, die ihren Zweck erfüllt 
haben, werden wir abschließen. 

Das Asylverfahrensgesetz ermöglicht 
auch seit langem die Aufnahme von Asyl- 
begehrenden in Gemeinschaftsunterkünf- 
ten. 

Abschiebung ermöglichen  

Ich habe schon mehrfach die Innenmini- 
ster und -Senatoren der Länder gebeten, 
zumindest hinsichtlich der Personen, 
deren Asylanträge im beschleunigten Ver- 
fahren der Zusammenarbeit von zentra- 
len Ausländerbehörden der Länder mit 
Außenstellen des Bundesamtes für die 
Anerkennung ausländischer Flüchtlinge 
bearbeitet werden (Polen, Rumänen, 
Jugoslawen) die Unterbringung in 
Gemeinschaftsunterkünften vorzusehen, 
um im Falle der unanfechtbaren Ableh- 
nung des Asylantrages als offensichtlich 
unbegründet die Abschiebung aus der 
Gemeinschaftsunterkunft heraus vorneh- 
men zu können. 

Dort, wo Gemeinschaftsunterkünfte 
bestehen, kann schnell entschieden und 
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im Falle einer Ablehnung schnell abge- 
schoben werden. Aber auch die offen- 
sichtlich unbegründeten Verfahren kön- 
nen kaum noch weiter verkürzt werden. 

Ich persönlich halte seit Jahren eine 
Änderung des Artikels 16 Abs. 2 Satz 2 
Grundgesetz (GG) für erforderlich. 

Asylpolitik für Europa 

Einmal im Hinblick auf die Notwendig- 
keit, im Rahmen der Verwirklichung des 
europäischen Binnenmarktes auch zu 
einer europäischen Asylpolitik zu kom- 
men. Es wäre allerdings eine Illusion, 
davon auszugehen, daß die anderen EG- 
Mitgliedstaaten bereit sein werden, im 
Rahmen der Regierungskonferenz zur 
Europäischen Union ein europäisches 
Grundrecht auf Asyl zu akzeptieren. 

Wir werden vielmehr viel Überzeugungs- 
arbeit leisten müssen, unseren Partner- ' 
Staaten angesichts der Gesamtproblema- 
tik auch für Europa die Notwendigkeit 
einer Kompetenz der EG für die Asylpo- 
litik zu verdeutlichen. 

Der Bundeskanzler hat daher bewußt auf 
dem Europäischen Gipfel nur eine EG- 
Kompetenz auf dem Gebiet des Asyl- 
rechts vorgeschlagen und jegliche inhalt- 
liche Ausgestaltung den späteren Ent- 
scheidungen des Rates überlassen. 

Wir dürfen nicht länger versuchen, quasi 
mit Hilfskonstruktionen die Konsequen- 
zen des geltenden Verfassungsrechts zu 
unterlaufen. Die künstliche Erzeugung 
von Abschreckungseffekten durch 
gezielte Verschlechterung der Lebensbe- 
dingungen, wie etwa das früher verhängte 
Arbeitsverbot, ist im Ergebnis untauglich. 

Die derzeitigen Probleme des Asylrechts 
erschweren auch eine umfassende ver- 
nünftige Ausländerpolitik. Derzeit gehen 
vom Thema „Asylrecht" Irritations- und 

Störeffekte aus, die ein übersteigertes 
Problemgefühl in der Bevölkerung ven»r* 
sachen, das seinerseits die Akzeptanz- 
möglichkeiten auf dem Gebiet der Aus- 
länder- und Integrationspolitik gefährde 

Die Verfassungsänderung allein ist sie" 
kein Allheilmittel. Aber sie kann mehr 
bewirken, als viele ihrer Kritiker glaube 
machen. 

Zurückweisungen von Asylbegehrende 
an der Grenze sind selbst dann, wenn 
diese Ausländer aus sicheren Drittstaa 
kommen, in denen sie nicht verfolgt ^ 
den und gleichfalls Asyl beantragen 
könnten, nach der geltenden Verfassung 
rechtslage praktisch nicht möglich. 

Nach der Rechtsprechung des Bundes; 
Verwaltungsgerichts ist eine Zurück^ 
sung eines Asylbegehrenden aus Rum 
nien, der an der deutsch-polnischen ° 
der deutsch-österreichischen Grenze u 
Asyl nachsucht, nur zulässig, wenn de 
Ausländer in diesem Staate Maßnahm 
getroffen hat, die zu einem stationäre 
Aufenthalt führen (zum Beispiel Exi- 
stenzgründungsversuch, Wohnraum^    •. 
Schaffung auf Dauer, Asylantragste'I 
oder sein Aufenthalt muß einen Zeitr 
von drei Monaten überschritten habe • 
Dies aber ist in der Regel nicht nachw 
bar. 

Prüfung in jedem Einzelfall^— 

Nach der Rechtsprechung des Bundes- 
verfassungsgerichts dürfen nur solcn 
Asylanträge als offensichtlich unbeg 
det abgelehnt und damit einem verku 
ten Rechtsmittelverfahren unterzogen 
werden, die sich der Entscheidungsbe-^ 
hörde bei richtiger Rechtsanwendung   s 

eindeutig aussichtslos darstellen. O 
im Einzelfall zutrifft, hat die Entsch^. 
dungsbehörde durch umfassende W 
gung der ihr vorgetragenen oder so 
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rKennbaren maßgeblichen Umstände 
nter Ausschöpfung aller ihr vorliegen- 
en oder sonst erkennbaren Erkenntnis- 
lttpl zu entscheiden. Das dabei erfor- 
sche Maß an Richtigkeitsgewißheit 
tf nicht hinter den Anforderungen 

jjrückbleiben, die nach der Rechtspre- 
&Ung des Bundesverfassungsgerichts an 

. e Abweisung einer asylrechtlichen 
*7age als offensichtlich unbegründet zu 
^•ensind. 
| les bedeutet, daß an der Richtigkeit der 

fachlichen Feststellungen vernünftiger- 
eise kein Zweifel bestehen darf und bei 
'nem solchen Sachverhalt nach allge- 

,  Jn anerkannter Rechtsauffassung 
ach dem Stand von Rechtsprechung 
d Lehre) sich die Abweisung geradezu 

ufdrängen muß. 

e 
n nieine, die Zeit ist gekommen, einmal 

j^otionsfrei und frei von politischen 
si I°'°^en darüber nachzudenken und 

h zu unterhalten, wie wir vom derzeiti- 
M n Asylbewerberrecht wieder zu einem 
^ePtablen Asylrecht kommen können. 

. e Probleme ergeben sich nicht aus dem 
f 

Sylrecht — an dem Schutz politisch Ver- 
. 8ter will keiner etwas ändern —, son- 

scl?1 daraus> daß unser Asylrecht inzwi- 
j.  en zu einem Asylbewerberrecht 
, worden ist, das zunehmend als Mittel 

nutzt wird, einen aus den verschieden- 
Jln Gründen angestrebten Aufenthalt zu 
Wichen. 

^JJJrsachen begegnen  

<k *l*& auf der Hand, daß den Ursachen 
\y ^anderungsbewegungen und des 
j   ttderungsdrucks mit asylrechtlichen 
de ^Unienten allein nicht begegnet wer- 
aüch   • n' Diese Überzeugung bildet 
re .  die Grundlage der von der Bundes- 
S ferun8 mit Kabinettbeschluß vom 25. 
•in tmber 1990verabscniedeten Flucht- 

Konzeption, die als Lösung für die 

Wanderungsprobleme eine Kombination 
verschiedener asyl- und ausländerrechtli- 
cher sowie sonstiger Maßnahmen vor- 
sieht. 

Ansatz der Flüchtlingskonzeption ist die 
Überlegung, daß Abwehrmaßnahmen 
allein die Wanderungsproblematik nicht 
lösen können. Es gilt vielmehr, die Ursa- 
chen der Wanderungsproblematik ernst- 
haft zu bekämpfen. Während in den Län- 
dern der Dritten Welt neben wirtschaftli- 
chen Gründen eine Vielzahl anderer 
Ursachen (Kriege, Bürgerkriege, ökologi- 
sche Krisen, Überbevölkerung u. a.) 
bestehen, denen mit je besonderen ange- 
messenen politischen Mitteln (vor allem 
Außen- und Friedenspolitik, Entwick- 
lungshilfezusammenarbeit) zu begegnen 
ist, handelt es sich in Osteuropa fast aus- 
schließlich um eine durch notwendige 
Strukturveränderungen und Anpassungs- 
prozesse ausgelöste schwere Wirtschafts- 
krise. 

Schnelle Hilfe ist nötig  

Die Ursachenbekämpfung in Osteuropa, 
der — im Hinblick auf die extrem ange-: 
wachsenen Asylbewerberzahlen aus die- 
sen Ländern — aus unserer Sicht Priori- 
tät zukommt, kann — wenn sie realistisch 
bleiben soll — nicht darauf abzielen, das 
enorme Wirtschafts- und Wohlstandsge- 
fälle auch nur mittelfristig halbwegs ein- 
zuebnen. 

Das wäre mit den uns zur Verfügung ste- 
henden Mitteln nicht möglich, ist aber 
auch zur Bekämpfung der Wanderungs- 
bewegungen nicht erforderlich. Flucht- 
oder Wanderungsgrund ist vielmehr oft 
die Hoffnungs- und Perspektivlosigkeit, 
vor allem der jungen Generation, die das 
aktive Leben noch vor sich hat. 

Hier gilt es gezielt anzusetzen. Schnelle 
Hilfe ist möglich und dringend vonnöten. 
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Bundeskanzler Helmut Kohl: 

Friedrich der Große und Preußen 
bleiben ein wichtiger Teil unserer 
gemeinsamen deutschen Geschichte 
Friedrich der Große ist eine herausra- 
gende Gestalt der preußischen und der 
deutschen Geschichte. Deshalb ist es 
für mich selbstverständlich, an seiner 
Umbettung an den von ihm in seinem 
Testament aus dem Jahre 1752 festge- 
legten Ort teilzunehmen. 

Wie bei vielen großen historischen 
Gestalten liegen auch bei Friedrich Licht 
und Schatten dicht beieinander. In seiner 
Widersprüchlichkeit war er immer wieder 
Gegenstand von Faszination und Ableh- 
nung, auch von mißbräuchlicher Verein-' 
nahmung. 
Für Jacob Burckhardt lebte Friedrich 
„rittlings auf der Grenzscheide zwischen 
den Zeiten". Kriegerisches Machtstreben 
und abwägende Gleichgewichtspolitik 
gehören ebenso dazu wie Abgründe in 
der Persönlichkeit des absoluten Herr- 
schers und das Selbstverständnis als 
erster Diener seines Staates. 
Mit dem Namen Friedrichs verbinden 
sich auch zukunftsweisende Ansätze zu 
Rechtsstaatlichkeit und moderner Staats- 
verwaltung. Er legte den Grundstein für 
eine unabhängige Gerichtsbarkeit und 
schaffte die Folter ab. Er machte Pflicht- 
bewußtsein, persönliche Uneigennützig- 
keit und Effizienz zu Leitlinien staatli- 
cher Administration. 
Mit großer Aufgeschlossenheit förderte 
er Wissenschaft, Kunst und Kultur. In 
seinem Preußen galt der Grundsatz der 
Toleranz und Gewissensfreiheit. Er 
wurde zur Zuflucht vieler Flüchtlinge. 

Daher galt Friedrich als der herausra- 
gende fürstliche Repräsentant des aufg 
klärten Europa. So war es auch folge110 

tig, daß er 1785 mit seiner Unterschrift 
einen Handels- und Freundschaftsvertr » 
mit den unabhängig gewordenen Verei- 
nigten Staaten von Amerika besiegelte- 
George Washington bezeichnete das 
Abkommen als „den freisinnigsten Ver- 
trag, der je von unabhängigen Mächten 
geschlossen wurde". 
Natürlich trennen uns heute tiefe Tran 
tionsbrüche von der friderizianischen 

Friedrich der Große darf 
weder zum Mythos stilisiert 
noch zum Dämon verteufelt 
werden. 

Zeit. Uns trennen aber auch tiefgehen 
Veränderungen von der Zeit nach W 
als ein nahezu einhelliges Verdammung 
urteil über den König und das von ihm 
maßgeblich gestaltete Preußen gefällt 
wurde. 
Militarismus, Kadavergehorsam und 
Staatsvergötzung hätten — so hieß es 
damals — Preußen auf seine blutbe- 
fleckte Bahn gebracht und der deutsch 
Katastrophe den Weg gewiesen. Verg 
sen war Friedrichs schönes Wort, ins 

nem Lande solle „ein jeder nach seine: 
Fasson selig werden", vergessen, dao 
Preußen Friedrichs seinerzeit als der 
schrittlichste Staat gerade für das inte - 



DEUTSCHLAND UiD 24/1991  • Seite 9 

Die Mauer wurde zum Symbol der gewaltsamen 
Teilung Deutschlands und seiner Hauptstadt 

Bundeskanzler Helmut Kohl 
ei"klärte zum 30. Jahrestag des 
Baus der Berliner Mauer: 
vor 30 Jahren, am 13. August 1961, 
begannen die SED-Machthaber mit 
der Errichtung der Berliner Mauer. 
28 Jahre lang wurden durch dieses 
Monument der Unmenschlichkeit 
Familien auseinandergerissen und 
freunde voneinander getrennt. Die 
Mauer wurde zum Symbol der 
gewaltsamen Teilung Deutschlands 
und seiner Hauptstadt. Vor den Augen 
der Welt war sie sichtbarer Ausdruck 
des wahren Charakters der kommuni- 
stischen Diktatur jenseits aller ideolo- 
gischen Rechtfertigungsversuche. 
2ur schrecklichen Realität dieses 
Regimes gehörte auch der Schießbe- 

fehl. Wir trauern um über 200 Deut- 
sche, die bei dem Versuch, von 
Deutschland nach Deutschland zu 
gelangen, ihr Leben verloren. Allein 
94 von ihnen starben in Berlin. Wir 
sind es den Opfern schuldig, daß die 
für ihren Tod Verantwortlichen zur 
Rechenschaft gezogen werden. 

Im Herbst 1989 haben die Menschen 
in der ehemaligen DDR mit der Kraft 
ihrer Freiheitsliebe die Ketten des 
Unrechtsregimes gesprengt und die 
Mauer friedlich überwunden. 

Der heutige Tag mahnt alle Deut- 
schen, Freiheit, Menschenrechte und 
Demokratie zu bewahren und zu ver- 
teidigen, damit Gewaltherrschaft, 
Mauer und Stacheldraht für immer 
der Vergangenheit angehören. 

Quelle Europa galt, vergessen endlich, 
jjß viele der Widerstandskämpfer des 

• Juli 1944 sich auf ihre Gewissens- 
P'icht und damit auf das Vorbild des 
lten Preußen berufen hatten. 

^.le überaus schmerzlichen Erfahrungen, 
^!e wir Deutsche und unsere Nachbarn in 

'esem Jahrhundert mit überzogenen 
, er gar verbrecherischen Machtansprü- 

chen gemacht haben, mahnen zur Nach- 
u
enklichkeit. Sie mahnen aber auch, uns 

rJlSerer ganzen Geschichte zu stellen. Die 
^5Schichte hält nur dann weiterführende 

Richten für uns bereit, wenn wir sie 
li^k ZUr Kenntnis nehmen, mit ihren 
, cnt- und Schattenseiten, mit ihren auf- 

wenden und zerstörerischen Kräften, 
>   den in unsere Zeit hineinwirkenden 
sen     0nen und mit denen, die abgeris- 

°der verworfen worden sind. Fried- 

rich der Große darf heute weder zum 
Mythos stilisiert noch zum Dämon ver- 
teufelt werden. 
Wir sind wieder ein geeintes Volk mit 
einer gemeinsamen Verantwortung vor 
unserer Geschichte. Dies wird auch 
dadurch symbolisiert, daß der Sarkophag 
Friedrichs an seinen testamentarisch 
bestimmten Ort überführt werden kann. 
Friedrich der Große und das untergegan- 
gene Preußen bleiben ein wichtiger Teil 
unserer gemeinsamen deutschen 
Geschichte. Im Deutschland von heute 
sind Machtstaatsstreben und kriegerische 
Politik in europäischer Gemeinsamkeit 
überwunden. Wir alle bleiben aufgefor- 
dert, Rechtsstaatlichkeit und Toleranz, 
Pflichtgefühl und Verantwortungsbe- 
wußtsein zu Maßstäben des Handelns in 
Staat und Gesellschaft zu machen.        • 
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Unsere arbeitsmarktpolitischen 
Anstrengungen waren erfolgreich 
Zu den neuesten Arbeitsmarktzahlen 
für die neuen Bundesländer erklärte 
Generalsekretär Volker Rühe: 

In den neuen Bundesländern ist die Zahl 
der Arbeitslosen im Juli deutlich unter 
den pessimistischen Prognosen geblieben, 
die noch vor wenigen Wochen abgegeben 
worden waren. Dies ist ein weiteres Indiz 
dafür, daß die Politik der CDU-geführten 
Bundesregierung für die neuen Bundes- 
länder auf dem richtigen Kurs liegt. 
Die Zahlen belegen vor allem eine wirt- 
schaftliche Stabilisierung in Schlüssel- 
branchen. Besonders positiv ist die Ent- 
wicklung im Baugewerbe, wo bereits ein 
nachfragebedingter Rückgang an Arbeits- 
losigkeit verzeichnet werden kann. An ' 
dieser Entwicklung hat das „Gemein- 
schaftswerk Aufschwung Ost" der Bun- 
desregierung wesentlichen Anteil. Für 
rund die Hälfte der im Rahmen der kom- 
munalen Investitionspauschale bereitge- 
stellten fünf Milliarden DM sind inzwi- 
schen Aufträge erteilt worden. 
Die jüngsten Arbeitsmarktdaten spiegeln 
aber auch die erheblichen arbeitsmarkt- 
politischen Anstrengungen der Bundes- 

regierung wider, die Mittel für insgesafl1 

280000 ABM-Maßnahmen und 550000 
Weiterbildungsmaßnahmen bereitgeste' 
hat. Die Juli-Zahlen zeigen, daß Erfolg6 

in der Arbeitsmarktpolitik möglich sind- 
Auch wenn die Talsohle auf dem Arbei 
markt noch nicht durchschritten ist, 
berechtigen die jüngsten Entwicklung611 

zur Zuversicht. Horrorszenarien, die nu 
zur Verunsicherung beitragen, sollten 
jetzt endgültig der Vergangenheit angen 

ren. 
Die Bekämpfung der Arbeitslosigkeit |n 

den neuen Bundesländern ist auch we>" 
terhin die herausragende politische An 
gäbe. Deshalb ist es wichtig, daß alle 
Chancen genutzt werden, sichere und 
zukunftsträchtige Arbeitsplätze zu sC haf- 

ell« fen. Dazu müssen auch unkonvention 
neue Wege gegangen werden. So ist z.P- 
das Potential für mögliche Privatisier^1' 
gen noch lange nicht ausgeschöpft- *e 

stärkte Privatisierungen, insbesondere 
kommunalen Bereich, im Umweltschu 
und im Verkehrswesen, können die vVl   - 
schaftlichen Aktivitäten weiter verstärk 
und zu neuen, zukunftssicheren Arbei 
platzen führen. 

40 Prozent der 
Ostdeutschen: 
Es geht uns besser 
Insgesamt 40 Prozent der Ostdeut- 
schen geht es heute wirtschaftlich bes- 
ser als vor einem Jahr. In einer 
Umfrage der Wickert-Institute aus 
Tübingen gaben 45 Prozent der 2 394 

befragten Erwachsenen sogar an, daß 
sie mit einer weiteren wirtschaftlichen 
Verbesserung im kommenden Jahr 
rechnen. 36 Prozent schätzen ihre 
Situation als unverändert ein. Insge- 
samt 24 Prozent sagten, es gehe ihnen 
„etwas" (18 Prozent) oder „viel" 
schlechter (6 Prozent). Nur 13 Prozent 
der Befragten rechnen mit einer Ver- 
schlechterung ihrer Lage im kommen- 
den Jahr. 
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Generalsekretär Volker Rühe: 

Der Wohlstand in Europa darf 
nicht an Oder und Neiße enden 

* achdem ich in den achtziger Jahren 
J-gelniäßig in Warschau zu Gesprä- 
P?n war, habe ich jetzt die Gelegen- 
~!t benutzt, mal wieder intensive 
*u

eSräcne in al*en Teilen des Landes 
^ fuhren. Im April war ich bereits in 
Ali**'11» Jetzt war *cn m Danzig, in 
u 'enstein, in Warschau, in Oppeln 
j « in Breslau und dann schließlich an 
r.|" deutsch-polnischen Grenze bei 

b- 

j.,n grundlegendes Thema, das mich 
. erall begleitet hat, war die Lage der 
h   tschen Minderheit, und es gibt keinen 
off"610*1' ^ei dem die Fortschritte so 
.^sichtlich sind. 
^ selbst habe in den 80er Jahren in 

Erschau erlebt, daß Gespräche beendet 
» .rden, wenn man über die deutsche 
^.naerheit sprach. Und auf die Frage: 

'e viele Deutsche gibt es denn? — hat 
b ,n Von nicht wenigen die Antwort 
Sj ,°

mrr»en: keine. Und wenn man dann 
lift r Was m ^en atzten zwe^ Jahren dort 
Wi LI°^ geworden ist, dann kann man 
u    l,ch sagen: das, was lange ein Pro- 
*V   War zwiscnen den beiden Ländern, 
^ schen den beiden Völkern, ist wirklich 
dg ln.er 8r°ßen Chance geworden, und 

w,rd auch von der polnischen Seite so 
gesehen. 

CS hak 
*Uch        Slch übera11 GruPPen gebildet, 
leb en 

d°rt, wo die Deutschen verstreut 
W-~'Wle zum Beispiel in Ostpreußen, 
viei nj=egen es in Schlesien ja eine sehr 

stärkere Konzentration gibt. 

Die Gespräche mit den Polen haben 
gezeigt, daß es vielfach ein gemeinsames 
Interesse gibt. Der Wunsch der Deut- 
schen zum Beispiel nach mehr Sprachun- 
terricht an den Schulen und Hochschu- 
len, nach muttersprachlichen Schulen, in 
denen man alle Fächer in deutscher Spra- 
che lehrt, dieser Wunsch ergänzt sich mit 
dem polnischen Interesse an der Vorbe- 
reitung auf die Mitgliedschaft in der 
Europäischen Gemeinschaft. 
Es geht auch darum, eine Internationali- 
sierung der Gesellschaft herbeizuführen 

Auf einer Pressekonferenz 
am 12. August im Konrad- 
Adenauer-Haus berichtete 
Generalsekretär Volker 
Rühe über seine Gespräche 
in Polen und nahm Stellung 
zur aktuellen Diskussion 
über die Asylproblematik. 

und die politischen, wirtschaftlichen und 
kulturellen Eliten heranzubilden, die 
auch die notwendigen Fremdsprachen- 
kenntnisse besitzen. Das heißt, wenn man 
sich in der Vergangenheit aufdrängen 
mußte nach dem Motto: Könnt ihr nicht 
mehr Deutschunterricht anbieten, so läuft 
es heute genau umgekehrt: Jeder Rektor 
einer Hochschule und jeder Wojwode, 
mit dem ich gesprochen habe, hat von 
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sich aus darum gebeten, daß wir mehr 
tun, damit mehr Deutschunterricht in 
Polen stattfindet. 
Hier deckt sich das Interesse der deut- 
schen Minderheit mit dem gesamtpolni- 
schen Interesse. Und hier habe ich eine 
konkrete Forderung, daß wir in unserem 
eigenen Interesse diese Chancen jetzt nut- 
zen. 
Es gibt ganze zwanzig Lektoren in Polen, 
aber einen riesigen Bedarf, und ich finde, 
daß die Bundesregierung die großen 
Möglichkeiten für die Ausweitung des 
Deutschunterrichts, wie sie heute in 
Polen gegeben sind, nicht verschlafen 
darf. Und auch dies verhilft ja dazu, daß 
der Wunsch zur Aussiedlung geringer 
wird. 
Ein Rückgang der Aussiedlerzahlen im 
Hinblick auf die Deutschen, die in Polen 
leben, ist ganz deutlich spürbar. Das ist 
erreicht worden durch eine Politik, die- 
ihnen diesen größeren Spielraum gege- 
ben hat. Wichtig ist, daß das ganze 
ergänzt wird durch eine bessere wirt- 
schaftliche Entwicklung in Polen. 

Wahlen in Polen zu einem 
schwierigen Zeitpunkt 

Das zweite Thema meiner Gespräche war 
die Lage der Parteien in Polen. Wir haben 
Kontakte zu mehreren Parteien, vor allen 
Dingen zur Zentrums-Allianz unter 
Kaczynski, die im Wahlkampf vor allem 
Lech Walensa unterstützt hat, aber auch 
zur Demokratischen Union unter Mazo- 
wiecki und auch anderen Politikern wie 
Kuron, Frasyniuk und Hall, und dann 
auch zu dem Liberal-Demokratisch Kon- 
greß, dem auch Ministerpräsident Bie- 
lecki angehört. 

Die Wahlen in Polen am 27. Oktober fin- 
den zu einem schwierigen Zeitpunkt statt, 
mitten in einem komplizierten Anpas- 

sungsprozeß. Man müßte sich mal vor- 
stellen, wir hätten in Deutschland jetzt 
Wahlen in diesem schwierigen Jahr ein 
nach der deutschen Einheit. Und die p° 
nische Finanzpolitik unter Balcerowicz 
und unter dem Ministerpräsidenten °x 

lecki fordert den Menschen viel ab. 

Jetzt diese Wahlen durchzuführen, das * 
nicht ganz einfach. Deswegen gibt es 
große Sorge einer geringen Wahlbete« 
gung, und deswegen ist es so wichtig» 
strategische Bedeutung, die besondere 
Bedeutung der Wahlen am 27. Oktober 
für den weiteren Prozeß der Gesundung 
und Demokratisierung in den neuen 
Demokratien Polen, Ungarn und der 
Tschechoslowakei und Osteuropa zu 
erkennen und alles zu tun, um die K° 
gen dort zu unterstützen. 

Assoziierungsverhandlungen 
verlaufen zu schleppend _^^ 

Das dritte Thema, das ich vor allen p 
gen mit dem Ministerpräsidenten B,e'.je. 
lecki besprochen habe, sind die Asso    . 
rungsverhandlungen zwischen Polen 
der Europäischen Gemeinschaft, die 
schleppend verlaufen. Ich appelliere   ,^ 
die Europäische Gemeinschaft — un 

weiß, daß die deutsche Politik eine     ^ 
Menge versucht, die Märkte zu öffne   ^ 
diese Verhandlungen noch in diesem 
zu einem Abschluß zu bringen. 

Polen hat große Probleme im Osten,    ^ 
das, was wir in den neuen Bundeslä 
erleben, daß der klassische Handel m 
den RGW-Staaten, mit der Sowjetu^ 
praktisch zusammengebrochen ist, 
gilt natürlich auch für Polen. Und ^e 

es dann noch im Westen eine halbve* 
sperrte oder nur mühsam geöffnete 
vorfindet, dann befindet sich Polcn!deS- 
einer äußerst schwierigen Lage, un     ^ 
wegen sollten wir aus politischen un 



ÜLROPA UiD 24/1991   •  Seite 13 

d. °n°mischen Gründen alles tun, um 
pse Tür zu öffnen. 

habe schon vor einiger Zeit deutlich 
Semacht, daß es wichtig ist, die Phase 

zukürzen, die notwendig ist bis zu einer 
JN° Mitgliedschaft dieser drei neuen 

e°iokratien in Zentral-Europa. Und 
swegen möchte ich meine Forderung 
herholen, nicht nur diese Assoziie- 

. ngsverhandlungen im wirtschaftlichen 
r .re*ch in diesem Jahr zu einem erfolg- 
p lchen Abschluß zu führen, sondern die 
^ en, die Ungarn und die Tschechoslo- 
,  Ken auch im Vorgriff auf eine spätere 

ugliedschaft schon jetzt zu beteiligen 
Ai R    8emeinsamen europäischen 
jj. ßen- und Sicherheitspolitik, daß man 
s .r •— sicherlich noch ohne Stimme, 

'ange es die volle Mitgliedschaft nicht 
*      » aber doch einen Sitz anbietet, um 
b Sen Prozeß der Integration in die 

°Päische Gemeinschaft zu verkürzen. 

^jenigen schützen, die 
Sgjjtisch verfolgt werden  

Mn ^erte Thema, über das ich berichten 
Ufe kSt ^'e Asylproblematik. An der pol- 
do     n 0stgrenze kann man sehen, wie 
renHfur viele Russen ein sich reformie- 
^ *jes Land Polen zum gelobten Land 

Und was früher die Polenmärkte in 
. rlin waren, das sind jetzt die Märkte, 

nian sie überall in Warschau sehen 
U H' ^är^te von den vielen, die jetzt aus 

dern östlich von Polen kommen. 
ab> • d'e Polen erfahren jetzt diese sich 
Eü e,cnnende Völkerwanderung in 

Pa, die es so dringend macht, daß 

der Wohlstand nicht an der Oder-Neiße- 
Grenze endet, sondern daß man über die 
Grenze hinweg kooperiert. In Görlitz, wo 
ich mit den Verantwortlichen gesprochen 
habe, gibt es einen Anstieg von mehreren 
hundert Prozent bei den Asylbewerbern, 
kaum noch Polen, sondern fast aus- 
schließlich Rumänen. 

Ich glaube, daß gerade die Situation an 
der Grenze in Görlitz deutlich macht, wie 
richtig unsere Forderung ist, den Kernbe- 
stand des Grundgesetzes zu erhalten und 
diejenigen zu schützen, die wirklich poli- 
tisch verfolgt sind, aber doch das Grund- 
gesetz so zu ändern, daß wir schon an der 
Grenze gegen diejenigen vorgehen kön- 
nen, die offensichtlich aus wirtschaftli- 
chen Gründen kommen. 

Deswegen möchte ich auch noch einmal 
an die Sozialdemokraten appellieren, die 
ja eine große Meinungsvielfalt haben, 
sich handlungsfähig zu machen für die 
Gespräche, die anstehen. Es gibt einen 
dringenden Handlungsbedarf, und die 
Sozialdemokraten, und insbesondere der 
Vorsitzende Engholm, müssen dafür sor- 
gen, daß sie vor diesen Gesprächen eine 
Position der SPD zu diesem wichtigen 
Problem erarbeiten. 

Was die Polen angeht, wird es wichtig 
sein, daß die Innenminister eng zusam- 
menarbeiten. Es sind ja auch bereits 
Gespräche geplant, um gegen die Schlep- 
perorganisationen vorzugehen, die ganz 
offensichtlich in großer Zahl Rumänen 
und andere durch Polen hindurchschleu- 
sen über die Neiße hinweg — mit all den 
Problemen, die dann auf uns zukommen. 

Termin:   
^j*1 26. September 1991 werden im Konrad-Adenauer-Haus in Bonn CDU und 
CSU erstmals auf Bundesebene einen großen tourismuspolitischen Kongreß 

"rchfiihren. Hauptredner sind der Ministerpräsident des Freistaates Sachsen, 
Urt Biedenkopf, und Bundesumweltminister Klaus Töpfer. 
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Die meisten Rauschgifterfahrungen 
hat heute die Gruppe der 25- bis 
29jährigen. Mehr als jeder fünfte die- 
ser Altersgruppe hatte 1990 bereits 
erste Drogenerfahrungen. Das waren 
sechs Prozent mehr als 1986. Eine im 
Auftrag des Bundesgesundheitsmini- 
steriums durchgeführte Repräsentativ- 
befragung hat ergeben, daß in den 
letzten vier Jahren der Anteil der 12- 
bis 29jährigen, die nach eigenen Anga- 
ben schon einmal Rauschgift genom- 
men haben, von rund 12 Prozent auf 
rund 16 Prozent gestiegen ist. 

Mit diesen Zahlen belegte Bundesgesund- 
heitsministerin Gerda Hasselfeldt, daß 
der mit dem Nationalen Rauschgiftbe- 
kämpfungsplan aufgenommene Kampf 
gegen den Drogenmißbrauch erst am 
Anfang steht. 
Trotz umfangreicher präventiver und the- 
rapeutischer Maßnahmen sowie zahlrei- 
cher Forschungs- und Modellvorhaben 
des Bundes habe sich gezeigt, daß die 
Drogengefahren nicht von heute auf mor- 
gen gebannt werden könnten. Deshalb 
dürfe keiner der am Nationalen Rausch- 
giftbekämpfungsplan Beteiligten in sei- 
nen Anstrengungen bei der Drogenbe- 
kämpfung nachlassen. Die Bundesge- 
sundheitsministerin forderte vielmehr ein 
verstärktes Engagement nicht nur in der 
Aufklärung und Warnung vor dem Dro- 
genkonsum, sondern vor allem auch in 
der Beratung, Behandlung und Rehabili- 
tation. 
Im Zuständigkeitsbereich des Bundesge- 
sundheitsministeriums sind in Erfüllung 
des Nationalen Rauschgiftbekämpfungs- 

planes in den vergangenen zwölf Mo° 
ten folgende Maßnahmen ergriffen w° 
den: 

Prävention 
Die Gefährdung durch Drogen und di« 
Notwendigkeit der Prävention des pr0' 
genmißbrauchs sind durch den Nation 
len Rauschgiftbekämpfungsplan verst 
in das öffentliche Bewußtsein gerückt 
worden. In einer Öffentlichkeitskamp2' 
gne zur Suchtprävention wurde umfas' 
send über die Drogenproblematik in*0 

Bundesgesundheitsministe- 
rin Hasselfeldt warnt vor 
zunehmender Bereitschaft 
zum Drogenkonsum. 

miert. Am 1. Juli 1990 ist mit einer vor- 
läufigen Laufzeit von drei Jahren das 
Modellprogramm „Mobile Drogenp1^ 
vention" gestartet worden. In diesern 
stehen dafür rund 3,4 Mio. DM zur Ve 
fügung. Das Programm ist im Juli 1"    . 
auf die neuen Bundesländer ausgebe' 
worden. Die im vergangenen Jahr vo 
der Bundesregierung mit Unterstütze» » 
des Deutschen Fußballbundes ins L«D 
gerufene Aktion „Keine Macht den 
gen" wird unter Beteiligung weiterer 
Sportverbände fortgesetzt. • 
Die präventive Arbeit zeigt vor allern 
jungen Menschen Wirkung. Dies be eg^ 
eine Repräsentativbefragung über dl* ^ 
und den Umfang des Drogenmißbra" 
An ihr haben 20.000 Bundesbürger »rn 
Alter zwischen 12 und 39 Jahren teilg 
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Jommen. Im Vergleich zu 1986 hat sich 
^r Anteil der Drogenerfahrenen in der 

^tersgruppe 12 bis 29 Jahre von 12 Pro- 
ent auf 16 Prozent (1990) erhöht. Dieser 
nstieg ist vor allem durch einen zuneh- 

io^!?^en Drogenmißbrauch bei den über 
Jährigen hervorgerufen worden, dage- 

J*|»st die Anfälligkeit bei den 12- bis 
Jährigen tendenziell rückläufig. 

^odellvorhaben 
. e von der Bundesregierung geförderten 

odellvorhaben in der Betreuung und 
erapie von Drogenabhängigen sind 

j^0,greich. Dies gilt besonders für die 
s ,0(*ellvorhaben, die den Abhängigen in 
A 

lr^T Problematik annehmen und keine 
h ''agen oder Voraussetzungen für die 
CL 

treuung fordern. Diese Modelle errei- 

ch 
vor allem die seit vielen Jahren 

angigen, die oft als verloren einge- 
bt werden. Beleg für den Erfolg dieser 
^odelie sind die Überfüllung der im 
^ ^nannten Verstärker-Programm ange- 
^ enen Kontaktläden sowie die langen 

artelisten vieler Therapieeinrichtungen. 
Qen neuen Ländern gibt es einen 

flj "jjkätzlichen Bedarf an Beratung über 
^e Risiken des Mißbrauchs illegaler 
s °8en. Deshalb wird das Bundesge- 

lc,heitsministerium das Modellpro- 
?r*mm -Integrierte Suchtberatungsstel- 
-     ln den neuen Ländern noch in die- 
emJahrbegi 'innen. 

Gesetzgebung 
a f°8enannte Designerdrogen (chemisch 
^ereitete Suchtmittel) sind der Betäu- 
(j   8Sinittel- Kontrolle unterworfen wor- 
.   • Für weitere psychotrope Stoffe 

rde der internationale Handel geneh- 
^ gUngSpfijchtjg Die entsprechende 
0rd

au^ungsmittelrechts-Änderungsver- 
Ql»ung trat am 15. April 1991 in Kraft. 

Ratifizierung des Übereinkommens 

der Vereinten Nationen von 1986 gegen 
den unerlaubten Verkehr von Suchtstof- 
fen und psychotropen Stoffen wird vor- 
bereitet. Voraussetzung ist ein Ausfüh- 
rungsgesetz, das alle zur innerstaatlichen 
Umsetzung erforderlichen Gesetzesverän- 
derungen enthält. 
Seit dem 15. Juli 1991 werden 12 chemi- 
sche Erzeugnisse und ihre Zubereitungen, 
sogenannte Grundstoffe, aufgrund einer 
EG-Verordnung bei der Ausfuhr in Dritt- 
länder kontrolliert, um ihre Abzweigung 
für die unerlaubte Herstellung von Betäu- 
bungsmitteln zu verhindern. Das Bundes- 
gesundheitsamt und die Zollbehörden 
führen das Kontrollverfahren durch. 
In einer Vierten Betäubungsmittelrechts- 
Änderungsverordnung soll die Verschrei- 
bung und Verabreichung von Betäu- 
bungsmitteln bei der ambulanten 
Behandlung von Schmerzpatienten 
erleichtert werden, ohne die erforderliche 
Sicherheit des Betäubungsmittelverkehrs 
zu gefährden. Erleichterungen sollen 
auch für die Ausrüstung von Rettungswa- 
gen mit Betäubungsmitteln geschaffen 
werden. 

Ratgeber 
Speziell für die neuen Bundesländer 
ist ein Ratgeber der Bundesregierung 
erschienen. Er will „Spielregeln" und 
Möglichkeiten der Marktwirtschaft 
vermitteln sowie Vorkehrungen für 
soziale Sicherheit und sozialen Aus- 
gleich aufzeigen. Konkrete Tips für 
alle Bereiche des öffentlichen Lebens 
tragen dazu bei, gegenwärtige Pro- 
bleme anzugehen und zu lösen. 
Dieser Ratgeber ist kostenlos zu 
beziehen beim: Presse- und Infor- 
mationsamt der Bundesregierung, 
Bonn. 
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Stationierungsprogramm nun endgültig 

Neue Streitkräftestrukturen bis 1994 
Zu der Entscheidung des Bundesmini- 
sters der Verteidigung über die künf- 
tige Stationierung der Bundeswehr und 
des Zivilpersonals in den Streitkräften 
erklärte der verteidigungspolitische 
Sprecher der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Bernd Wilz: 

Die CDU/CSU begrüßt ausdrücklich, 
daß der Bundesminister der Verteidigung 
so rasch seine endgültige Entscheidung 
zur künftigen Stationierung der Bundes- 
wehr herbeigeführt hat. Damit findet eine 
monatelange intensive Planungsarbeit im 
Bundesministerium der Verteidigung 
ihren Abschluß. Das Ergebnis ist ein in 
sich schlüssiger Organisationsrahmen, 
innerhalb dessen die Bundeswehr ihren - 
künftigen Aufgaben gerecht werden 
kann. 

Nach dem ersten Planungsansatz vom 
Mai dieses Jahres hat der Bundesminister 
der Verteidigung über 1300 Stellungnah- 
men von Kommunen und Politikern der 
betroffenen Regionen, davon rund 400 
aus dem Deutschen Bundestag und über 
600 Änderungsanträge erhalten. Dazu 
kommen noch die Prüfaufträge vom Ver- 
teidigungsausschuß und der CDU/CSU. 
In Einzelentscheidungen wurden die 
Anregungen und Wünsche berücksichtigt, 
wo immer dies möglich war. 

Maßgeblich für die Stationierungsent- 
scheidungen waren im wesentlichen 
sicherheitspolitische und soziale Rah- 
menbedingungen. Hauptkriterien waren: 
1. die militärische Aufgabenerfüllung; 
2. soziale und personelle Aspekte; 
3. gesellschaftliche und politische 

Akzeptanz; 
4. Kosteneffektivität; 

5. Funktionsfähigkeit der Truppenteile- 
6. die Notwendigkeit einer militärisch 
sinnvollen und verteidigungspolitisch 
glaubwürdigen Präsenz der Bundesweh 
auch in den neuen Bundesländern. 

Naturgemäß war es angesichts der Grö- 
ßenordnung des Reduzierungsumfange 

nicht möglich, in allen Fällen den Wüfl' 
sehen der Betroffenen zu entsprechen- 
Die Bundesregierung sowie die Länder 
sind aufgefordert, für jene Standorte, »n 

denen soziale und wirtschaftliche Hart 
auftreten können, diesen durch geeigne 

Maßnahmen rechtzeitig zu begegnen- 
Hervorzuheben ist jedoch, daß die län 
chen und wirtschaftlich schwachen 
Regionen weniger belastet werden, a's 

diese es bereits befürchteten. Der Bun* 
desminister der Verteidigung sagte zu, 
Kommunen in Kürze über die Freigab 
von Bundeswehrliegenschaften zu in'0 

mieren. 

Dank für die geleistete Arbgj*^ 

Die CDU/CSU dankt den beteiligte« 
Soldaten und zivilen Mitarbeitern des 
Bundesministeriums der Verteidigung 
die sehr schwierige und Verantwortung 
voll geleistete Arbeit. Die praktische 
Umsetzung der nunmehr getroffene0 

Scheidungen wird der Bundeswehr in 
kommenden Jahren erneut eine große 

Leistungsbereitschaft abverlangen. yx 

CDU/CSU wird ihren Teil dazu beitra- 
gen, daß der Übergang zur neuen Stre 
kräftestruktur bis Ende 1994 für die B 
deswehr so reibungslos wie möglich 
die betroffenen Menschen ohne unZJjlf. 
mutbare soziale und wirtschafliche H   ^ 
ten vonstatten gehen wird. 
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»Gemeinschaftswerk Aufschwung Ost" 
Mrd für uns ein großer Erfolg 
in c   ^w'schenbilanzkonferenzen 
^ Schwerin, Potsdam, Dresden und 
nurt und weiteren Berichten aus 
andern und Kommunen erklärte 

Jjorst Waffenschmidt, Parlamenta- 
rier Staatssekretär beim Bundes- 

ämter des Innern: 
Ali  • e jetzt vorliegenden Informationen zei- 
scK ^a^ °*as »Gemeinschaftswerk Auf- 
^ «Wung Ost" entscheidende Impulse für 

.e Beschäftigung und den wirtschaftli- 
.     ** ^tniV^tutnifonHöl in Hört noii^n I är». 
de Strukturwandel in den neuen Län- 
Y ^ auslöst. Hervorzuheben ist, daß die 
,j Haltungen in Ländern und Kommu- 

n» die oft unter schwierigen Bedingun- 
arbeiten müssen, Herausragendes lei- 

le 
n^E)ie Auftragsvergabe läuft auf vol- 

K*J    
uren- Im einzelnen ist folgendes 

^utsam: 
pür rund 2,5 Mrd. DM der fünf Mrd. 

>kom 
sindi 

munaler Investitionspauschalen 
a»em 
*erb 

^zwischen Aufträge erteilt, vor 
an das mittelständische Bauge- 

e m den neuen Ländern. Für die wei- 
ga^n 2>5 Mrd. DM wird die Auftragsver- 
Pu L. Vorbereitet. Das Geld wird schwer- 
st ^niäßig eingesetzt für Renovierungs- 
tu 

eiten an Schulen und sozialen Einrich- 
ne Sen, für Straßenbau und Erschließung 
u_ .er Gewerbegebiete, für Wohnungen 

a Umweltschutz. 
Et 
*?! ^Uch das Sonderprogramm „Regio- 
t>w ^»rtschaftsförderung" von 600 Mio. 
fen 

Im Jahre 1991 ist sehr gut angelau- 
&et 'Ve^ ^e Investiti°nsmaßnahmen der 
S0L 

e°e schon begonnen werden können, 
MJ-!I   

die Förderungsanträge gestellt 

D 
rden. 
Für die eine Mrd. DM zur Förderung 

des kommunalen Straßenbaus und des 
öffentlichen Personennahverkehrs sowie 
für die 400 Mio. DM für Umweltschutz- 
sofortmaßnahmen im Jahre 1991 liegen 
inzwischen schon so viele Anträge der 
Kommunen vor, daß die Verpflichtungs- 
ermächtigungen für 1992 in Anspruch 
genommen werden. 

ci Wo Programmteile nicht so schnell 
anlaufen, wie z. B. beim Privatisierungs- 
programm für Wohnungen, werden die 
Mittel zum 1. September 1991 für andere 
Projekte umgeschichtet, die sofort reali- 
siert werden können, insbesondere 
zugunsten der einfachen kommunalen 
Investitionspauschale. 

H Neben den Bundeszuschüssen wur- 
den den Kommunen in den neuen Län- 
dern inzwischen für 3 784 Projekte, 9 140 
Mrd. DM an zinsgünstigen Krediten aus 
dem Kommunalkreditprogramm des 
Bundes bereitgestellt, und zwar für 
Brandenburg 1413 727 DM 
Berlin (Ost) 655670 DM 
Mecklenburg-Vorpommern     1127807 DM 
Sachsen 2538514 DM 
Sachsen-Anhalt 1900 782 DM 
Thüringen 1503686 DM 

H Zur Stärkung der Verwaltungskraft in 
den neuen Ländern bietet die Bundesaka- 
demie für öffentliche Verwaltung erneut 
20 Lehrgänge für Verwaltungsmitarbeiter 
in den neuen Ländern an. 

Q Leider sind noch 100000 ABM-Stel- 
len in den neuen Ländern unbesetzt. Ich 
fordere alle Verantwortlichen auf, dieses 
Angebot des Bundes schnell und effektiv 
für die Menschen und den Aufbau in den 
neuen Ländern zu nutzen. • 
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Spendenaktion für Bauhof-Fahrzeug 
Auf unsere Aufforderung hin, 
uns Beispiele für die „Aktion 
Solidarität" zu schicken, 
erreichte die Bundesgeschäfts- 
stelle dieser Brief aus dem 
Kreisverband Konstanz. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, 

der CDU-Kreisverband Konstanz hat 
im Rahmen der „Aktion Solidarität" 
eine Informationsreise nach Sachsen 
als dem Partnerland von Baden-Würt- 
temberg unternommen. 

Unsere Unterstützung für Städte und 
Gemeinden beschränkt sich aber nicht 
nur auf das Reisen. 
Initiiert vom CDU-Kreisverband beste- 
hen derzeit drei offizielle Gemeindepart- 
nerschaften mit Gemeinden im Kreis 
Görlitz, eine vierte Partnerschaft ist in 
Vorbereitung. Drei weitere Gemeinden 
haben Partnerschaften mit Gemeinden im 
Kreis Oschatz, eine Partnerschaft besteht 
mit einer Gemeinde im Erzgebirge. 
Wir sehen unsere Aufgabe in der Unter- 
stützung der CDU-Kreis- und Gemeinde- 
verbände durch Rat und Tat, beim Auf- 
bau der Verwaltung durch gegenseitige 
Besuche (Informationsbesuche in hiesi- 
gen Gemeindeverwaltungen, Entsendung 
von Fachpersonal in die Verwaltungen, 
Unterbringung und Einarbeitung von 

Verwaltungsmitarbeitern der Partnerg 
meinden). 
Der CDU-Gemeindeverband Öhningen 

beispielsweise hat eine Spendenaktio11 

initiiert (und dazu selbst einen große0 

Grundstock von DM 7.000 DM geWj 
um seiner Partnergemeinde ein dringe 

benötigtes Fahrzeug für den Bauhof 2° 
beschaffen. 
Der Kreisverband selbst unterstützt den 
CDU-Kreisverband Görlitz beim W* 
der neuen Strukturen sowie bei der A 
stattung der Kreisgeschäftsstelle und 
Schulung der Mitarbeiter. 
Mit freundlichen Grüßen 
Anton Auer 
Kreisgeschäftsfiihrer 

5000. Mitglied im CDU-Kreisverband Osnabrück 
Das Foto zeigt Barb«' 
Strohbecke (dritte von, 
links), das 5000. Mi*0" 
im CDU-Kreisverbano 
Osnabruck-Land.be>,. 
Übergabe ihres MWVpU- 
ausweises durch den 
Kreisvorsitzenden v*- 
Hans-Gert Pöttering. 
MdEP. Weiter begru»,. 
Prof. Dr. Karl-Heinz J 
hues, MdB (zweiter v 
rechts) und CDU- ^ 
Geschäftsführer Ferfl> 
Fleischer (dritter von     , 
rechts) das neue M>»» 
im Kreisverband. 
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